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(Orig.-Corr.)

Wir sind unseren Lesern einen Bericht über den
^erlauf der Debatten während der letzten zwei Sitzungen
?es Abgeordnetenhauses schuldig. Der erste Redner
'n der Sitzung vom 25. d. M. , der Abgeordnete Pro»
lkssor B e e r , suchte mit großem Aufwand historischer
Gelehrsamkeit darzuthun, dass der österreichische Staat
des einigenden Bandes einer völkerverbindenden Sprache
niemals entbehrt habe und auch in Zukunft nicht ent-
behren könne, Dinge, die gar nicht controvers sind
und die die Tagesordnung des Abgeordneten von Gro-
cholski feierlich und ausdrücklich betont, dafür aber,
bass der Reichsralh in der Weije, wie der Wurm»
branb'sche Antrag dies voraussetzt, ein Sprachengesetz
Hu machen competent sei, und dafür, ob es opportun
sei, auch von jeglichem Ding , das zwischen Himmel
und Erde existiert, in Form einer Resolution Notiz zu
nehmen. dafür ist der Abgeordnete Beer ebenso wie
dle bisherigen Redner der Linken den Beweis schuldig
Ablieben, weil er eben nicht zu erbringen ist. I n der
Aede des Abgeordneten Dr . R i e q e r , der nach Prof.
Veer zum Worte kam, wirkte wohlthuend die Wärme.
Mit der er für die Idee der Eintracht der Vollsstämme
Oesterreichs, für den Gedanken, allen Hader zu ver»
graben, eintrat. Anch davon nehmen wir gerne Act,
dafs Dr. Rieger mit Emphase und Nachdruck die un-
verrückbare Stellung der deutschen Sprache im stmtt.
lichen Leben Oesterreichs constatierte. „Diese Thatsache
(nämlich die .besondere Geltung" der deutschen Sprache)
M e Dr. Rieger, ist durch die M a c h t der V e r .
Va l tn isse so fes ts tehend, das« es ke inem
V e r n ü n f t i g e n e i n f a l l e n w i r d , d a r a n zu
r ü t t e l n . "

Der folgende Redner, Graf W u r m b r a n d ,
suchte die Competenz des Reichsrathes für seinen An.
tlaq zu begründen und gab eine Revue der Stellung
verschiedener in der Minorität befindlicher oder staat^
!'ch zurückgesetzter Nationalitäten, um zu beweisen, dass
ln Oesterreich die kleinen Völlerstämme geschützter und
Fleier sind, als die nationalen Minoritäten und Volks«
"tuchjheile in Russland, Spanien, Belgien und ander-
^ärts. Ohne die, nicht immer aus der jüngsten Zeit
^rührenden Daten des Redners zu bestreiten, möchten
!".'r ihm eines entgegenhalten: Zugegeben, die Zustände
>klen bei uns besser als in Belgen oder Finnland,
Unsere Gesetzgebung sei freisinniger, wohlwollender,
Fechter, warum dann dieses factische Verhältnis
^° len, warum dann eine Brandfackel in das Haus

."fen? Kann Graf Wurmbrand das alte Sprüchlein
'Ucht, das Einheit für das Nothwendige, Freiheit für
" ^ Zweifelhafte verlangt?

. I n würdigster Form. mit vollendeter staatsmän-
"'scher Ruhe, maßvoll in den Worten, aber schlagend
und unerbittlich in den Gedanken, führle Graf Heinrich
^ . l a m . als letzter Redner in der FreitaqS-Sitzung.
vle doppelte These durch, dass der Reichsrath angesichts
^ ausdrücklichen taxaliuen Aufzählung seiner Com-
^lenz im Art. 11 des Staatsgrundgesetzes nicht com-
^ k n t sei, ein Sprachcngesetz zu erlassen, wie Graf
TUurnwrand und die Linke es sich denkt, und dass es
'Nopporlun und unpolitisch wäre, jetzt, da die natio.
nalen Leidenschaften erregt, die Empfindlichkeiten ge«
"lzt, die Gemüther vielfach beunruhigt sind, überhaupt
^N den Versuch zu denken, in der Sprachenfrage irgend
"was legislatorisch zu unternehmen. Die Rede des
Olafen Clam wurde durch den Reichthum der Ge>
sanken, die Mäßigung in der Form und durch die
yohe Auffassung der Dinge, die sie in jedem Wort
"Nd zeder Wendung verrieth, das Ereignis der Sitzung,
"no sie hat nicht verfehlt, auch auf der Linken einen
nächtigen Eindruck hervorzubringen.
H Der gestiige Tag gehörte dem in der Person des
""aeordneten G r e g r verkörperten Iungczechenthum.
^ ' ^gestern in das Hau« eiugetreten, entpuppte sich

r Abgeordnete der Raudnitzer Landgemeinden schon
/ ' seinem ersten Auftreten als Parlamentarier von
^vorragendem Rang, mit dem tünft'ghin stets zu
H^nen srin w i r d ; er bot das seltene Schauspiel eines
Kulanten, der sich, was bisher im Reichsrath hoch.
Hî s noch Herrn Hausner gelungen ist, gleich im ersten
"?llluf neben die Veteranen stellt, — in der Politik
u iHleht eben immer das Unerwartete.

Als erster Redner lrat heute Dr. Rechbauer
auf. Die Jahre und die praklischen Erfahrungen sind
an dem Führer der „deutschen Nutonomisteu" nicht
spurlos vorübergegangen, und der Radicale von einst
spricht heute in ruhigen und besonnenen Worten. Von
der kleinen Extravaganz, die sich der Redner erlaubte,
zu sagen, dass, wenn man über den Wurmbrand'schen
Antrag zur Tagesordnung übergehe, man auch über
Oesterreich zur Tagesordnung übergehen werde, wollen
wir absehen, vermuthlich hat es der Redner damit
gar nicht so schlimm gemeint. Als Antwort darauf
könnten ihm allenfalls die Worte ans der „Maria
Stuart" dienen: „ D e i n P a r l a m e n t ist nicht
d ie W e l t " Wir sind Geguer des Wurmbrand-
schen Antrages, aber wir sind der Ueberzeugung, dafs,
selbst wenn er angenommen würde, Oesterreich des«
wegen noch nicht zugrunde gienge, gestatte uns Herr
Dr. Rechbauer, hinwiederum des Glaubens zu sein, dass
auch, wenn der Wurmbrand'jche Antrag fällt, der
Staat daran nicht zugrunde gehen wird. Ein Reich,
das fechshundert Jahre der Stürme und des Wogen«
anpralles Überständer hat, wird nicht durch parlamen-
tarische Abstimmungen so im Handumdrehen ruiniert.

Auf den Abgeordneten von Graz folgte Dr. Gregr.
Dem Debut des einstigen Belgvreoigers vom Rzip
war allseitig mit Spamiung entgegengesehen worden.
Der Ruf, der ihm vorangieng, sein wohlbekanntes,
heißblütiges Temperament, das Weitgehende in seinen
politischen Anschauungen, der Conflict, den er erst in
jüngster Zeit mit den Führern der Altczechen gehabt
hat, das alles trug dazu bei, ihm von vorneherein
einen Neuigkeits- und Neugiererfolg zu sichern. Die
Gerechtigkeit verlangt, zu constatieren, dass er mehr
als das für sich selbst errang. Dr. Gregr ist ein Redner
im bcsttN Sinne, das Wort stießt ihm frei und un«
gezwungen von den Lippe», fiir den selbständig er-
fafsten Gedanken findet er immer auch den glücklich
gewählten Allsdluck, und er weiß schneidig in der
Sache zu sein, ohne zu verletzen. So hat die Linke
vou ihm manches ruhig angehört, das ihr garstig in
die Ohren geklungen haben mag und das sie, wenn
es von einem anderen Redner gesagt worden wäre,
mit lauten Zornesausbrüchen begrüßt hätte.

Wenn wir dem R e d n e r aus Böhmen volle
Gerechtigkeit widerfahren lassen und mit Freuden das
neue Talent begrüßen, das in den Nahmen unseres
Parlamentes getreten ist, so acceptieren wir keines»
wegs alle Argumente, deren sich derselbe bediente.
Wen» er die Deutschen in Oesterreich ob ihrer Be<
wunderung der Heimat Goethe's und Kant's ver-
spottete, die neue czechische Hochschule in Prag als
„armseliges Asyl" bezeichnete und schließlich von einer
Art von demokratischem Föderalismus das Heil zu
erwarten schien, so wird man ihm hierin, bei aller
Anerkennung der Kunst, mit der er seine Thesen plau-
sibel zu machen wusste, nicht folgen wollen. Ganz
meisterlich war die Art, wie er die von einzelnen
Rednern der Linken angezogenen ausläudischen Exempel
kritisch analysierte. Hier vereinigte sich positives Wissen
mit oratorischem Können. Die Rede Dr. Gregr's war
reich an fcharfen Ausfällen gegen das Ministerium,
für deu Unbefangenen aber dürften die Worte des
Tadels, die der Abgeordnete für Raudnitz an die
Adresse der Regierung richtete, sich in ebenso viele
Worte des Lobes verwandeln. Und wenn Professor
Tomasczuk, Professor Beer, Graf Wurmbrand patriotische
Beklemmungen fühlen und uns von der „Beunruhi»
gung" der Deutschen erzählen, und wenn dann Herr
Dr. Gregr wieder Worte des bitteren Grolles für da«
Unrecht findet, das das Ministerium in den oben
aufgezählten Fragen seiner Nationalität angeblich zu»
gefügt hat, so wird man angesichts so direct einander
widersprechender Anklagen vielleicht unschwer zu einem
Urtheil gelangen. Man wird sich sagen müssen, dass
ein Ministerium, über das die Heißsporne auf beiden
Seiten klagen, vermuthlich sich von jedem Extrem
ferngehalten, das Gesetz strena. vollzogen und im
Kampfe der Parteien uud Rassen das Banner des
Staalsgedankens und die Idee des Staalsinteresses
hoch gehalten hat.

Nach Dr. Gregr war das Haus. das seiner Rede
mit der gespanntesten Aufmerksamkeit gefolgt war,
nicht mehr gelaunt, etwas zu hören, es kam indessen
noch eine Rede des Dr. Magg. Der Abgeordnete für
Deulfch - Landsberg fieug beim Kanzler des Königs
Piemysl OttollN' I I . an, was insofern? als human

bezeichnet werden muss, als die Geschäftsordnung ihn
nicht verhindert hätte, bis zum Thurmbau von Babel,
wo bekanntlich die Sprachenfrage ihren Anfang nahm,
zurückzugreifen. Von Ottokar zu den deutschen Kur<
fürsten, von diefen zu Baron Alexander Bach und
von diefem wieder zu den Vlä'men und Wallonen in
Belgien war der Uebergang wie von selbst gegeben.

Die Debatte wird Montag wohl zum Abschlüsse
gebracht werden.

Reichsrath.
32<t. Sitzung des Abgeordnetenhauses,

W i e n , 25. Jänner.
(Schluss.)

Als letzter Redner in der heutigen Debatte über
den Wurmbrand'scheu Sprachenanlrag ergriff das Wort

Abg. Graf Heinrich C l a m - M a r t i n i h :
Durch die ganze Debatte zieht sich immer wieder

der Gedanke, was ist eigentlich der Antrag, was ist
sein Ziel, was sein Petitum? Die einen sagen: der
Antrag geht auf Erlassuug eines allgemeine!« Aus«
führungsgesetze« zum Art. 19, die anderen, und unbe-
dingt die meisten Redner, welche dafür gesprochen
haben, scheinen mir das Hauptgewicht in die „Staats'
spräche" zu legen. Ich habe in dem Verlaufe der
Debatte noch leinen concludenten Grund, keiu triftiges
Argument dafür gefunden, dass nach dem Wortlaute
des Staatsgrundgesetzes § 11 , l it. n, dieser Gegen-
stand zur Cumpelenz des Reichsrathes gehört. I m
§ 11, lit. n, steht ausdrücklich, dass die allgemeinen
Aiiöführungsgesehe über das Staatsgrundgesetz so weit
in den Bereich des Reichsrathes gehören, als sie dort
berufen sind. Bei Art. 19 ist die Erlassung eines
solchen Gesetze« nicht berufen. Somit treten die übri-
gen Cvmpelenzl,rul,dsätze in Wirksamkeit. Darauf hat
man eingewendet von einer Seite: I h r wollt also
alles in die Landtage verlegen? Huoä uou. Meine
Herren, dadurch, dass man sagt, nach § I I , l it. n,
gehört dies nicht in den Wirkungskreis des Reichs,
rath es, folgt eben nur. dass dieses Princip, welches
durch diesen Paragraph in gewissen Fällen eine er«
Weiterle Competenz des Reichsrathes statuiert, in diese
Materie nicht eintritt. I n Art. 19 ist die allgemeine
Regel aufgestellt, dass in Schule, Amt und öffent-
lichem Leben alle Volksstämme gleichberechtigt sind.
Nach diesem Gesetze muss man sich richten, diesem
Gesetze muss mau sich auf dem Gebiete der Reichs-
gesetzgebunq, der Landesgesehgebung und der Executive
fügen. I n jenen Belangen daher, wo etwa bestehende
Reichsgesehe diesem Grundgesetze widerstreben, muss
durch den Neichsrath Abhilfe getroffen werden, in
allen Belangen, welche in de» Bereich der Lalides»
Gesetzgebung gehören, muss die Landesgesetzgebung
wirken, und die Executive muss sich in ihrem Bereiche
nach diesem obersten Gesetze richten.

Hier handelt es sich nicht um einzelne Reichs'
gesehe, sondern um ein allgemeines Ausführungsgeseh,
und dieses fällt ganz entfchieden nach dem klaren
Wortlaute des Gesetzes nicht in die Competenz des
Reichsrathes. Aber wenn auch diese Competenz»
bestimmung nicht vorliegen wilrde, liegt meiner Ueber-
zeugung nach das Moment der Unmöglichkeit vor. Ich
halte nach meiner innersten Ueberzeugung für ganz
unmöglich, all die Beziehungen in Schule, Amt und
öffentlichem Leben in einem gleichförmigen, hier ge-
gebenen Gesetze zu regeln. I n den Ländern b<steht
eine solche Verschiedenheit, dass dieses Gesetz in so
viele Abtheilungen zerfallen müsste, al« es Länder
gibt, und damit, dass wir sagen, wir wollen e i n Gesetz,
damit ist die Frage noch nicht gelöst. Wir müssen
doch wissen, wie in einem solchen Gesetze alle diese
Fragen in allen Ländern zu lösen sind; das halte ich
für eine Unmöglichkeit.

Es ist aber auch mit Recht vielfach die Iiwppor-
tunität der Frage vorgebracht worden. Es gibt gewisse
Fragen, deren Lösung ost nur dadurch vereitelt wird,
dass am uurechleu Orte und vorzeitig die Frage an«
geregt wird. Es wird oft erst zur Frage, was auf
dem Gebiete der Thatsachen gelöst dem Zweifel ent-
rückt war. Es treten die Gegensätze gerade dc, erst
schärfer hervor, und etwas, was oft im redlichen Slre«
beu zur Verständigung intendiert war. führt nur wetter
auseinander. Uebrigenö haben auch Redner um, oer
Gegenseite die Inopportunität anerkannt, omn oer
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geehrte Herr Abg. Lienbacher hat den Antrag mit einer
Pandmabüchse verglichen. Nun wenn er den Antrag
selbst sür eine Pandorabiichse hält, dann kann er uns
doch nicht anralhen, sie aufzumachen, und es wäre
wohl opportun, sie von sich wegzuweisen.

Der Herr Abg. Tomaszczuk hat aus dem Um«
stände, dass man gerade jetzt mit Rücksicht auf die be«
stehenden nationalen Gegensätze von uns und von Seite
der Regierung den Moment als nicht opportun bezeich,
Net hat, gefolgert, da« sei ein vernichtendes Urtheil
über das gegenwärtige System. Nun, meine Herren,
an eine so große Frage darf man nicht einen <o klei-
nen Maßstab anlegen. Die großen Fragen, welche im
Laufe der Z?it in der Geschichte zum AuLtrag gekom-
men sind, brauchten und erforderten alle Zeit. Jedes
Jahrhundert hat seine Fragen gehabt, alle diese Fra-
gen haben die Völker bewegt, sie sind zum Austrage
gekommen, sie sind aber dann eben nicht gelöst worden,
wenn man vorzeitig und gewaltsam eingegriffen hat.
Dle Frage der Verbindung des Staattzbegriffes mit
dem obersten Principe des gleichen Rechtes aller Völker
ist ein großes Problem, welches langsam und entschieden
zur Reife gelangen kann und wird, welches man aber
auch nicht durch Codificlerung lösen kann, so lange die
Vorbedingungen dazu nicht gegeben sind. Es ist eben
die Kurzlebigkeit und die Ungeduld unserer Zeit, welche
zur Codificielung herandrängt. Ich wiederhole es, bei
Fragen, w>e diese sind, und in dem Stadium, in dem
sie sich befinden, kann an eine Codificierung nicht ge«
schrillen werden. Zeit, Geduld, guter Wille. Bedürfnis
und Tradition müssen das zusammen bewirken. Die
Arena ist abgesteckt durch Art. 19, welcher die Gleich-
berechtigung statuiert sür alle. Innerhalb dieses Raumes
muss das Verständnis wirken, und erst wenn das Ve»
ständnis vorgebaut hat, kann die Codlficierung nach«
folgen.

Alles, was wir in diesen zwei Tagen gehört
haben, hat nach meiner Ueberzeugung Klarheit in den
Gegenstand nicht gebracht. Wir haben vergeblich nach
Definitionen gefragt und gefucht, was die Staatssprache
sei. Jedenfalls hat man nicht den Beweis erbracht,
dass der Begriff Staatssprache ein staatsrechtlicher und
w'ssenschaftlich feststehender Terminus ist. Emen so
schwerwiegenden Ausdruck aber in die Gesetzgebung
einzuführen, ohne klar festgestellt zu haben, Was darunter
zu verstehen ist. halte ich für ein sehr gefährliches und
nicht zur Klärung führendes Beginnen.

Der Herr Abgeordnete Lienbacher hat eine Defini«
tion gegeben, die von verblüffender Naivetät ist. Dieses
Bestreben, den Staat loszulösen von seinem Inhalte,
Von den Völkern, die ihn bilden, ihm ein Leben bei-
zumsssen, welches fremd ist dem Leben des Volkes, ist
etwas, wa« der Wahrheit ins Glicht schlägt und zu
unglaublichen Consequenzen führen würde. (Bravo!
Vravo! rechts.) Wenn man zu folchen Argumenten
greift, so kann das nur zur Verwirrung führen. Der
Herr Abgeordnete hat aber seine eigene Definition
selbst aä awuräum geführt; denn wenn die Staats-
spräche nach seiner Definition die Sprache des Staates
ist, so ist die Landessprache die Sprache des Landes.
Nun haben aber einige Länder mehrere Sprachen.
Sol l nun diese juristische Person, welche das Land ist,
mehrere Muttersprachen haben? (Sehr gut! rechts.)
Damit kann man in einer großen Frage nicht genügen.
Eine andere Definition habe ich im Verlaufe der
Debatte nicht vernommen. Zwar könnte als Surrogat
hiefür ein Passus im Berichte der Minorität dienen,
in welchem auf delmalen bestehende Gesetze, Verord«
lmngen und Uebungen hingewiesen wird, wo die deutsche
Sprache Geltung hat. Es ist aber von niemandem von
uns bestritten worden, dass es solche Belange gibt,
wo die deutsche Sprache nothwendig sei zu Zwecken
des Staate«, jo weit als die ReichSeinheit es verlangt
und erfordert.

Zwar hat gestern ein Redner gesagt, dass unter
Reichseinheit auch der FÜderativstaat sich verbergen
lönne. Dagegen kann man wiederum einwenden, dass
das Gleiche mit dem absolut centralistischen Staate
der Fall sei. Weil wir aber die deutsche Sprache fest.
halten, so weit die Reichseinheit es erfordert, fo muss
ich mit Entschiedenheit die Vorwürfe, welche ein Nedinr
in der gestrigen Debatte vorgebracht hat, zurückweisen.
Wenn wir überhaupt zum Heile des Reiches zu einem
Einverständnisse gelangen wollen, dann müssen wir
von der Vorstellung ausgehen, dass wir alle Oester-
reich ehrlich und treu wollen. (Beifall rechts.) Ver<
dächligen wir uns gegenseitig nicht.

Ich komme wirder darauf zunlck: Was ist die
Drfimtion der Staalssprache? Was soll räumlich und
sachlich das Geltungsgebiet der Staatssprache sein?

Was das räumliche Geltungsgebiet betrifft, so ist
es schon vielfach ausgesprochen worden: das ganze
Oesterreich lann es nicht sein, denn unsere Wirksamkeit
bezieht sich nicht auf das ganze Oesterreich. I n Bezug
auf das Geltungsgebiet hat der Gedanke eines Aus»
schlusses gewisser Landeslheile: von Südlirol, Dal-
matien und Galizien, lebhasten Anklang gefunden. Dra.
stischer kann man doch nicht zeigen, worauf es in letzter
Linie ankommt, und ls kann nicht deutlicher aä ooulo»
demonstriert werden, dass man Stück auf Stück her«
geben wil l von del Reichseinheit, um die Erhaltung
der Herrschaft der deutsch-liberalen Partei. (Lebhafter

Beifall rechts.) Ich bin zwar überzeugt, dass insbeson»
dere der Herr Antragsteller und jene, welche in der
gleichen Weise den Antrag begründet haben, diese Con«
sequenz zurückweisen. Aber es sind eben Consequenzen
des inneren Widerspruches, der in dem Antrage selbst
liegt, und des Widerspruches, in welchem er zur Natur
Oesterreichs steht. Der Herr Antragsteller hat in seiner
heutigen Rede selbst als Motiv für die Einbringung
seines Antrages hervorgehoben die Beunruhigung der
Deutschen und den Zweck, diese zu beschwichtigen. Das
ist aber doch zunächst ein nationales Moliv.

Wenn aber der Herr Antragsteller in seiner Be-
gründungrede es ferner merkwürdig gefunden hat, dafs
durch alle Wandlungen der Verfassung der eine Para«
graph: alle Volksstämme sind gleichberechtigt, alle haben
ein unveräußerliches Recht zur Wahrung ihrer Na-
tionalität und Sprache, sich erhalten hat, so sehe ich
in diesem ihm merkwürdig erscheinenden Momente, von
meinem conservativen Standpunkte aus, nur die aus
der Natur Oesterreichs hervorgehende Nothwendigkeit,
die mir gestattet, es auKzusprechen, dass eine Verfassung
ohne diesen Paragraphen fiir Oesterreich eine Unmög-
lichkeit wäre. (Beifall rechts.) Deshalb meine ich auch,
dafs es ein vergebliches Bemühen ist, an ihm zu mäkeln,
ihn abzuschwächen.

Man hat in der Debatte vielfach wegwerfend von
der freiwilligen Anerkennung, welche auch in der von
dem Abg. Dr. Ritter von Grocholski beantragten mo-
tivierten Tagesordnung ausgedrückt ist, gesprochen. So
klein sollte man nicht von moralischen Momenten denken,
ohne deren Mitwirkung ein festgefügtes Staatswesen
nicht zu denken ist. Der Gemeinsinn ist nothwendig,
er wächst aber durch das Gefühl gesicherter nationaler
Existenz und durch das Gefühl der Befriedigung. Je
mehr Garantien für die Sicherung der nationalen Exi»
stenz gegeben sind, desto friedlicher und bereitwilliger
wird die Anerkennung der Nothwendigkeit einer ge-
meinsamen Sprache dort, wo eine Gemeinsamkeit vom
Standpunkle der Reichseinheit aus gefordert werden
muss, erfolgen. I n dieser freiwilligen Anerkennung
aber liegt nach meiner Ueberzeugung eine Garantie,
die mehr Wert hat, als man durch alle Paragraphe
bewirken könnte.

Ich lann demnach nur sagen, dass, wie die Dinge
sind, ich die Cod'ficierung der Staatssprache an und
für sich fiir übe, flüssig und nicht für geboten halte;
ich halte sie aber auch für bedenklich, weil man jene
dadurch dem Wechsel der Legislation unterwirft. Ich
halte aber eine Codification auch nach dem Wortlaute
der Staatsgrundgesehe für gänzlich unzlilässig, I m
dritten Alinea des Art. 19 wird es ausgesprochen, dass
die Erlernung einer zweiten Landessprache in einer
Unterrichtsanstalt nicht gesetzlich erzwungen werden
dürfe. Nun hat man sich allerdings darüber hinaus«
helfen wollen, indem man gesagt hat, dass das nur
von der Landessprache, nicht aber von der Staatssprache
gelten könne. Sind aber Staatssprache und Landes-
sprache identisch, dann könnte von der einen Seite ge-
fagt werden: ich würde mich nicht wehren, die Staats«
spräche zu erlernen, aber die Landessprache wil l ich
nicht erlernen, nnd von der anderen Seite mit dem
gleichen Sophisma: die Landessprache wil l ich wohl
erlernen, aber ich weigere mich, die Staalssprache zu
erlernen.

Es wird auch gesagt, dass, wenn meine Anschauung
richtig wäre, nicht in allen Ländern, mit Ausnahme
von Böhmen, die deutsche Sprache obligatorisch verlangt
werden könnte. Aber hier liegt gerade ein sehr wichtiges
Argument für uns. Man hat das so hingestellt, als
ob nur iu Böhmen ein Widerstand dagegen wäre. Der
Unterschied in der Behandlung kommt aber daher, dass
gerade nur in Böhmen ein Landesgesetz bestanden hat,
welches den obligatorischen Vortrag beider Landes-
sprachen verlangt. Die Regierung Ihrer Partei war
es nun, welche mit Rücksicht auf den Art. 19 der
Staatsgrundgesehe es für nochwendig fand, diefe Be-
stimmung zu ändern (Hört! Hört ! rechts), und es ist
dieses Landesgesetz durch eine Vorlage Ihrer Regierung
in einem Landtage, wo Ihre Partei die Majorität
halte, aufgehoben worden. (Hört! Hört! rechts.) Man
hat dadurch anerkannt, dass die Aufstellung der deut-
schen Sprache als obligatorifcher Lehrgegenstand mit
den Slaatsgrundgesetzen unvereinbar sei. I n anderen
Ländern, wo ein solches Landesgeseh nicht bestanden
hat, hat der Zustand fortgedauert. Dieser Zustand ist
aber eben ein Zustand freiwilliger Anerkennung. Ich
kann darum sagen, dass nach dem bestimmten Wort<
laute der Staatögrundgesetze die gesetzliche Proclamie«
rung einer Staatssprache unzulässig ist.

Es obliegt mir noch, in Kürze die Feststellung
der deutschen Sprache als Staatssprache nach dem
sachlichen Inhalte, den man derselben geben Will, zu
verfolgen. Man hat hier jene Gebiete im Auge, wo
die höchsten Staalsaufgaben zur Austragung kommen,
ferner die Vertretung nach außen und die Armee.
Für die Vertretung nach außen ist durch internationale
Gesetze die Sprache der Diplomatie festgestellt worden,
die Sprache der Armee aber ist und bleibt Eine so
wie ihr Geist und ihre Disciplin eins sind und wie
sie selbst die Verkörperung der Einheit ist. An dieser
Einheit wi l l , Wird und kann niemand rütteln, und an

«der Einheit ihrer Disciplin bricht sich auch der Geist

der Parteiung, mag er nach politischen oder nach
nationalen Momenten sich sondern. Riihren wir nicht
an diesem einheitlichen Wesen! Seine Obhut und
seine Wahrung ist in den besten Händen. (Bravo!
Bravo! rechts.)

Es könnte nun weiters die Sprache der Vertre-
tungskörper Gegenstand der Staatssprache sein. Auf
die Landtage kann sich das natürlich nicht beziehen,
wie Sie wohl selbst zugeben werden, und rücksichtlich
des Reichsrathes möchte ich statt einer Antwort eine
Frage stellen. Warum hat man damals, als man die
Institution begründete, die gesetzliche Normierung der
demschen Verhandlungssprache für unzuläfsig erkannt?
Und sind die Gründe, welche damals maßgebend waren,
es auch heute noch? Würde denn nicht in der gesetz-
lichen Feststellung der deutschen Sprache als Ver-
Handlungssprache eine Beschränkung des Wahlrechtes
liegen, indem nur jene, welche der deutschen Sprache
mächtig wären, zur Erlangung von Mandaten sür das
Abgeordnelenhaus geeignet wären? (Sehr gut! rechts.)
Und wie ist denn der thatsächliche Bestand? Hat nicht
auch hier die Anerkennung des eigensten Bedürfnisses,
des Interesses zu dem Zustande geführt, wie er durch
das Gesetz nie hätte stabilisiert werden können?

Es bleibt mir nunmehr nur noch der Gebrauch
der deutschen Sprache in Amt und Gericht zu be-
sprechen. Der Art. 19 garantiert die Gleichberechtigung
aller Sprachen in Amt, Schule und öffentlichem Leben.
I n Bezug auf das Amt garantiert er einem jeden das
Recht, in einer landesüblichen Sprache sein Begehren
einzubringen; zu verlangen, dass dasselbe in dieser
Sprache angenommen, verhandelt und entschieden werde.
Wenn Sie Paragraphe auf Paragraphe häufen wil l"
den, fo würden Sie in aller Ewigkeit einem flavifcheN
Böhmen nicht begreiflich machen können, dass das
Böhmische im ganzen Königreiche Böhmen nicht Lan-
dessprache, nicht landesübliche Sprache sei. (Beifall
rechts.)

Wie kann in dieser Auffassung irgend eine Schmä-
lerung der deutschen Nation erblickt werden? Steht
denn nicht dem Rechte des slavischen Volkes, dem Ge-
brauche seiner Sprache im ganzen Königreiche BöhmeN,
auch das gleiche volle Recht der Deutschen entgegen,
ihre Sprache in dem ganzen Lande und selbst iM
slavischen Verkehrsgebiete zu gebrauchen? (Sehr gut!
rechts.) Wäre das eine Verkürzung des demschen Ele-
mentes , so müsste das andere eine Verkürzung des
böhmischen Elementes sein, und das haben Sie doch
nie auch nur andeuten gehört. (Sehr gut! rechts.)
Weil man die Unhallbarkeit dieser ganzen Deduction
gefühlt hat, hat man die ganze Angelegenheit auf einen
anderen Boden gestellt und jetzt die Frage der Tren-
nung der Länder, der Theilung nach Sprachgebieten
auf den Plan gebracht; das ist auch hier in der De-
batte zum Ausdrucke gekommen.

Ich wiederhole, was ich bereits einmal gesagt
habe: „Rühren Sie nicht an der Landeseinheit! Es
ist das ein durchaus unösterreichischer Gedanke, eine
gegen das Wesen Oesterreichs gerichtete Waffe. Wir
sind uns des Zusammenhanges der Länder wohl be-
wusst und halten an diesem untrennbaren Zusammen-
hange ftst. Aber gerade in dieser Landeseinheit, in
dieser Verbindung der Organismen liegt der organische
Zusammenhang für das Ganze. Zerschneiden Sie nicht
die Fasern und Organe, durch welche diese Verbindung
hergestellt wird. Glauben Sie ja nicht, dass, wen«
einmal der Gedanke der Trennung der Länder nach
sprachlichen oder sonstigen Unterschieden Eingang ge-
fnnden hat, er an den Grenzen Böhmens Halt macht:
Zu diesem Extrem verirrt man sich nur, um zu be-
weisen, dass in ganz Böhmen das Böhmische nicht
landesüblich sei, und weil man eine Verkürzung del
Deutschen darin finden wil l , dass sie in ganz Böhmen
dasselbe Recht haben, wie die Böhmen in ganz Böt>
men. (Sehr gut! rechts.)

Man hat auch die Befürchtung ausgesprochen, es
konnte ein Exodus der Beamten erfolgen. Die Erfah-
rungen der letzten Jahre haben die Grundlosigkeit
dieser Besorgnisse dargelegt. Man wird von ergraute"
Dienern des Staates nicht das verlangen, was sie
nicht leisten können, aber von den neu eintretenden
hat der Staat das Recht, zu begehren, dass sie deN
Anforderungen entsprechen, welche er an sie stellen
muss (Bravo! Bravo! rechts), denn weil er da« gleiche
Recht für Amt und Gericht garantiert, muss er auch
die Mittel hiezu geben und deswegen Beamte habe",
welche diesen Anforderungen entsprechen. (Beifall rechts-)

Man hat endlich die Befürchtung ausgesprochen
dass in der Gleichberechtigung der Sprachen eine G e M
für die Einheit des Dienstes liege. Auch hier mms
ich noch einmal zu der von mir gegebenen sachlich^
Interpretation des Artikels 1V der' Staalsgrundgelehe
zurücktchren. Ich habe gesagt: jedermann hat das
Recht, sich einer landesüblichen Sprache zu bediene",
und das involviert das Recht, in dieser Sprache e'"
Begehren zu stellen, zu verlangen, dass es angenonM'e",
in dieser Sprache verhandelt und entschieden w ^ '
Dieses Recht ist voll und ganz gewährleistet. I " ^ ,
zug auf den inneren Dienst der Behörde steht d»
Frage natürlich ganz anders. Da tritt das Mow".'
der Gleichberechtigung der Nationen nicht mehr '^
solcher Weise in deu Vordergrund. Hier kann es " "
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!? weit gelten, dass eben alle Sprachen competenz-
M g sind zur Verwendung im inneren Dienste. Die
Entscheidung in Bezug auf deren Verwendung, inso«
Welt das Recht der Parteien in Bezug auf die Ver«
Handlung und Rechtsprechung nicht berührt ist, steht
aber nur der executive» Gewalt zu.

Ich bescheide mich damit, dass die Verständigung
doch erfolgen werde, ich baue in dieser Frage, wie
überhaupt in Bezug auf die ganze Lösung der Sprachen«
frage, auf die siegreiche Macht der Wahrheit, der That.
lachen, des Bedürfnisses, der Liebe und der Anhäng-
lichkeit an die Gesammtheit, ich baue auf die Lebens-
kraft des österreichischen Gedankens und des österrei-
chischen Geistes, welcher, so wie er es vermocht hat,
dle allen Stürmen trotzende Einheit zu verbinden mit
der sorgsamen Pflege und Achtung und Hütung der
Individualitäten der Königreiche und Länder, auch in
unseren Tagen es vermögen wird, eben die Wahrheit
dieser Einheit und die Bedingungen derselben zu ver-
mählen mit der Wahrheit und dem Schutze des gleichen
Rechtes aller Nationen. (Beifall rechts.) In koo äißuo
vmeoäl Ehe Sie dahin gelangt sind, warne ich Sle
vor allen codificatorischen und legislativen Experi-
menten, sie könnten die Lösung nur in Frage stellen;
und deswegen muss ich gegen den Antrag des Ab-
geordneten Wurmbrand stimmen. Und weil ich die
Motive, die mich dazu bestimmen, im wesentlichen in
der Motion, welche vom Abgeordneten Grocholski vor-
geschlagen wurde, ausgedrückt finde, werde ich für den
von ihm gestellten Antrag stimmen. (Lebhafter Beifall
und Händellatschen rechts. Redner wird von vielen
Seiten beglückwünscht.)

Der P r ä s i d e n t schließt hierauf die Sitzung
und beraumt die nächste für morgen um 11 Uhr vor'
mittags an.

323. Sitzung des Abgeordnetenhauses.

W i e n , 26. Jänner.
Se. Excellenz der Herr Präsident Dr . S m o l k a

eröffnet um 11 Uhr 15 Minuten die Sitzung.
Auf der Ministerbank befinden sich: Se. Excellenz

der Herr Ministerpräsident und Leiter des Ministeriums
des Innern Graf T a ä f f e , Ihre Excellenzen die
Herren Minister: Dr. Freih. v. Z i e m i a t k o w s k i ,
Graf F a l k e n h a y n , Dr. Freiherr von P r ä l a t .
A r . Frecherr von C o n r a d - E y b e s f e l d , F M L

Graf W e l f e r s h e i m b . Dr. Ritter v . D u n a i e w f k i
und Freiherr von P i n o .

Unter den eingelaufenen P e t i t i o n e n erwähnen
w'r d,e Petition des Zahlinic-Krafsitzer und Kojetein«
Prerauer landwirtschaftlichen Vereins um Verstaat-
l'chung der Norbbahn; die Petition des oberösterreichi-
schen Bauernvereins um Annahme des Antrages
Wurmbrand wird über Antrag des Abg. Posch voll-
inhaltlich verlesen.

Abg. F ü r n k ränz interpelliert den Obmann des
Strafgesetzausschuss^s, warum die Anträge der Abge-
ordneten Dr. Roser und Genossen, betreffend die Ver.
Fälschung der Lebensmittel, und weiter betreffend die
Schaffung eines Gesches zur Entschädigung unschuldig
Verurtheilter, bis jetzt nicht in Verhandlung gezogen
wurden.

Abg. L ienbacher (Obmann des Strafgesetz-
ausschusses) erwidert bezüglich der ersten Anfrage, dass
ble Regierung Erhebungen pflege, und wenn diese be.
endigt sein werden, der Strafgesetzausschnss baldigst
Ar Erledigung dieses Antrages schreiten werde,
wrzüglich des Gesetzes, betreffend die Entschädigung
unschuldig Verurtheilter. hat die Regierung statistisches
T^aterial vorgelegt, und wird auch dieser Gegenstand
valdigst in Vei Handlung genommen werdcn. Die Er.
kb'gung von Specialgesch'en wird jedoch durch die Be-

lathung des allgemeinen Strafgesetzes verzögert,
cv Abg. F i l r n l r a n z interpelliert den Obmann des
Mt'z.Uusjchussts, warum sein Antrag, betreffend die
«vanderung der Executions-Ordnung von 1781, bis
M nicht zur Verhandlung gelangt ist.

Es wird zur Tagesordnung übergegangen.

Das Gesetz, betreffend die Gebürenbefreiung der
Lüftungen und Widmungen zu Unterrichts-, Wohl-
Mt,a.keits. und Humanitätszwecken aus Anlass der
^rburt Ihrer t. und k. Hoheit der durchlauchtigsten
^rau Erzherzogin E l i s a b e t h wird über Antrag
^ . « b g . Grafen Hohenwart dem Budgetausfchusse zu-
gewiesen.

^ . I n der Fortsetzung der Verhandlung über den
AMcht des Sprachen.Ausschusses über den Antrag
"urmbrand ergreift zunächst das Wort

Abg. Dr. Rechbauer . Er gibt zu, dass die
Mage allerdings eine schwierige sei, aber bezeichnet es
ven deshalb umsomrhr als Pflicht der Gesetzgebung,
" allem Ernste an dieselbe heranzutreten. Zweck der

einl s ^ ' ^ ' ^ " fprachlichen Wirren und Streitigkeiten
dun,'. ». ä" machen, geordnete Zustände zu schaffen,
° k l ^ Parlamentarische Wirksamkeit nicht weiter
Hz V ' l wild. Der bisher eingeschlagene Weg zur
G° rÜ 'U""N ist nicht der richtige. Nur wer mit

^cytlgkeUil- und Billigleitssinn vorgeht, wird ge-

eignet sein, die Nationalitätenfrage zu lösen. Sie muss
gelöst werden, und zwar auf jenen Principien, auf
welchen die ganze moderne Civilisation beruht, auf den
Principien der Freiheit und Gleichheit. Man verbindet
jedoch mit dem Worte Gleichberechtigung vielfach
falsche Begriffe, und insbesondere ist Gleichstellung und
Gleichberechtigung nicht dasselbe; eine factische Gleich-
stellung aller Nationalitäten wird ebenso wie bei I n -
dividuen nie zur Lösung führen können, weil man eine
vorgeschrittene, weit entwickelte Nation mit einer, die
sich erst in den Kinderschuhen befindet, nicht auf glei«
chen Fuß stellen kann. Jeder Staat hat ein gewisses
Maß von Centralismus nöthig, um seine Aufgaben
erfüllen zu können. Der Antrag Wurmbrand zeigt
den Weg, auf dem diese große, schwierige Aufgabe
gelöst werden kann. Oesterreich ist ein Staat, deshalb
muss man ihm auch alle Attribute geben, deren er
bedarf, und dazu gehört ein Idiom, ein Organ, durch
welches er sprechen kann. Es kann auch kein Zweifel
sein, dass sich nur die deutsche Sprache zur Staats-
sprache für Oesterreich eignet; das ableugnen wollen,
hecht den Reichsgedanken ablehnen und den Länder,
gedanken voranstellen. Hält man dies fest, so wird
damit in keiner Weise den Ansprüchen irgend einer
Nationalität nahegetreten.

Die Statuierung einer Staatssprache steht nicht,
wie Abg. Rieger meinte, mit der Aufstellung der Gleich-
berechtigung im Widersprüche. Die deutsche Sprache
soll deshalb als die einzige Weltsprache im Reiche zur
Staatssprache erklärt werden, weil es das unabweis-
bare Bedürfnis ist, eine solche zu haben. Thut man
dies nicht, fo kommt man zu einem staatlichen babylo-
nischen Thurme, mit dem man unmöglich regieren^kann.
Die bloße allgemeine Anerkennung genügt nicht, auch
die Codificierung ist nothwendig, weil man Grund hat,
zu besorgen, dass diese allgemeine Anerkennung immer
mehr schwindet. Die Sprachenverordnungen, die Ent-
fernung einzelner Beamten von ihren Plätzen, das Be<
nehmen gegenüber dem deutschen Schulvereine sind
Fingerzeige, in welchem Geiste man die gemeinsame
Sprache handhaben wil l , es sei daher begreiflich, dass
die Deutschen im eigenen und im Inlereffeides Staates
darauf bestehen, dafs der Umfang der Staatssprache
endlich gesetzlich festgestellt werde. Die Nationalitäten-
frage könne seiner Ansicht nach nur in der Weise gelöst
werden, dass zuerst festgestellt wird, was dem Staate
gebürt. was er für seine Existenz zur Erfüllung feiner
Aufgabe nothwendig hat, und dann das Recht jeder
Nationalität festgestellt wird, sich zu entwickeln. I n
dem Antrage ist nicht enthalten, dass man die Staats-
sprache festhalten soll, sondern dass die deutsche Sprache
als Staatssprache festgehalten werde, das heißt, dass
sie in dcm Umfange, wie sie besteht, codificiert werden
soll. Es foll auch für Dalmatien, Galizien und Süd»
tirol kein Privilegium geschaffen, fondern in den be-
stehenden Verhältnissen bezüglich der Staatssprache keine
Aenderung eingeführt werden. Einen Schulbegriff für
„Staatssprache" aufzustellen, wird erst an der Zeit
sein, wenn an die Abfassung eines solchen Gesetzes
geschritten werden wird. Der Antrag Wurmbrand, wenn
er auch seinerzeit nicht opportun war, ist heute zur
unabweisbaren Nothwendigkeit geworden. Er enthält
nichts als eine Aufforderung an die Regierung zur
Erfüllung ihrer Pstlcht. (Sehr richtig! links.)

Redner polemisiert gegen den Abgeordneten Rieger
und erklärt, er halte es nicht für würdig, inbetreff der
Ahnen nnferes erhabenen Monarchen in einem Tone
zu spreche»', wie ihn gestern Dr. Rieger angeschlagen.
Gerade im Parlamentarismus liege für die nichtdeut«
schen Nationalitäten der Schutz, dass ihre Nationa-
lität zu voller Geltung kommt. Die Form, wie sie
R'tter v. Grocholski vorgeschlagen, sei noch weniger
annehmbar als der einfache Uebergang zur Tages-
ordnung, namentlich wegen des darin vorkommenden
Ausdruckes „freiwillige Anerkennung". Man kann zwar
über den Antrag zur Tagesordnung übergehen, aber
es ist zu befürchten, dass man dann auch über unser
altes Oesterreich zur Tagesordnung übergehen wird,
und die Geschichte wird es bezeugen, wer von uns
unser Vaterland mehr liebt, Sie oder wir. (Bravo!
links.) Wenn Dr . Rieger das abfällige Urtheil des
Fürsten Bismarck über die deutsch-liberale Partei citiert,
so möchte ich ihn nur fragen, ob es nicht vielleicht im
Interesse der großen deutschen Nation gelegen ist,
Oesterreich eine slavische Stellung zu geben; ob es
im Interesse Orsteireiche liegt, ist eine andere Frage.
Redner appelliert schließlich an die deutsch-conservativen
Abgeordneten, wrlche, wie Redner sagt, im eisernen
Ringe der Majorität Handlangerdienste für besondere
Zwecke leisten (Beifall links), und fragt, ob diese es
mit ihrem Bewusstsein vereinbarlich halten, in einer
Frage, wo es sich dämm handle, die Stellung der
Demschen in Oesterreich zu untergraben, gegen die
Vertreter der Deutschen Stellung zu nehmen. Er
schließt mit den Worten: «Gebt dem Staate, was des
Staates, und der Nation, was der Nation ist". (Leb-
hafter Beifall links.)

<SchlusS folgt.)

Locales.

He. fm-sillllllm Gmllen l»r sl.o«sm>nrlligsll! Fmstlnsckof

Dr . Johann Chrysoftomus Pogacar.

Das Leichenbegängnis Sr. fürstlichen Gnaden des
hochwürdigsten Fürstbischofes von Laibach, Dr. Johann
Chrysostomus P o g a c a r , zu Welchem der huchivür-
oigste Herr Erzbischof Dr. Z o r n von Görz und die
hochwürdigsten Herren Se. Excellenz Dr. Maximilian
S t e p i s c h n egg, Bischof von Marburg, und Mon-
signore G l a v i n a , Bischof von Trieft, eingetroffen
waren, hat gestern vormittags in solenner Weise und
unter sehr zahlreicher Betheiligung des hochwürdigen
Clerus, aller Kreise der Gesellschaft und der Bevölke-
rung aus Stadt und Land stattgefunden.

Die in jeder Richtung würdige und erhebende
Leichenfeier nahm um 9 Uhr morgens ihren Anfang
und endete nach 12 Uhr mittags.

Der Zug gieng vom Domplatze durch die Spital-
gasse, über die Franciscanerbrilcke, durch die Theater-
gaffe. Herrengasse, über den Auersftergplatz, die Hra«
deczlybriicke, über den Hauplvlatz in die Domkirche.

Auf dem ganzen Wege, den der Zuq nahm,
brannten die Gaslichter und die Gcschäftslocale waren
geschlossen.

Den Leichenzug eröffnete ein Kreuzträger, dem
zwei Flambeauträger zur Seite schritten, hierauf
folgten zwölf Kranzträger mit den bereits in der gestri-
gen Nummer unseres Blattes angeführten prachtvollen
Kränzen.

Diefen Kranzträgerr. schloffen sich an die Waisen-
mädchen und die Waisenknaben mit barmherzigen
Schwestern. Hierauf folgten die Schulen, und zwar:
die Volksschulen, die Uebungsschule, die Lehrer« und
LehrerinneN'Aildungsanstalt, das Handelsinstitut Mahr,
die Realschule und das Gymnasium mit ihren Direc«
tionen und Lehrkörpern, die Bibliotheksvorstehung.
Sodann kamen der katholische Verein und die Diöcesan-
Orgelschule mit Fahne, der katholische Gesellenverein
mit Fahne, der unter dem Allerhöchsten Protectorate
Sr . Majestät des Kaisers stehende I. kram. Mi l i tär-
Veteranenverein mit Fahne.

Der Trauerfahne folgten 18 Mann der Beerdi-
gungsanstalt des Herrn F. Doberlet je drei in der
Reihe wieder mit prächtigen Kränzen, sodann die livrier-
ten Herrschaftsdiener mit Windlichtern und abermals
Bedienstete der Beerdigungsanstalt, die auf Sammt-
polstern die Orden des Verblichenen einhertrugen.

Weiters schritten in der Reihe die WW. EE.
P P . Franciscaner aus Laibach mit Vertretern der
WW. EE. P P F' anciscaner und Kapuziner von Stein,
Nudolfswert, Lack und Gurtfeld; die Alumnen aus
dem sürstb. Seminare, welche während des Conductes
da« „Miserere" von Palestrina sangen, der hochwür-
dige Diöcesanclerus, weit über 100 Priester aus allen
Theilen des Landes, ferner die hochw. Herren Pro-
fessoren der Theologie, die Sänger, der Träger des
Capitelkreuzes.

Nun folgten die hochw. Mitglieder des Dom«
capitels und Vertreter der Capitel von Trieft und
Rudolfswert, die hochw. Pröpste Z u p a n , Dr. J a r c
und U r h , die hochw. Herren Functionäre: der hochw.
Erzbischof von Görz Dr. Z o r n und die hochw. Herren
Se. Exc. Fürstbischof Dr. S tep i schnegg von Mar-
burg und Msgr. G l a v i n a , Bischof von Trieft, dann
der S a r g , der gleichfalls mit herrlichen Kränzen,
fowie mit Kreuz, Insel und Bischofsstab geschmückt
war und von hochwürdigen Priestern der Diöcese ge-
tragen wurde, zu beiden Seiten desselben schritten Flam-
beauxtriiger und Feuerwehrmänner, die unter Führung
des Herrn D r else in der zweiten Abtheilung des
Zuges zu Seiten der hochw. Geistlichkeit und der Be-
hörden Spalier machten.

Hinter dem Sarge unmittelbar schritten die fürst-
bischöflichen Hofkapläne und Beamten, dann die An-
verwandten des verewigten Fürstbischofes.

Sodann folgten der Herr Landespräsident Baron
W i n k l e r . Hofrath Graf Rudolph C h o r i n f l y . die
Regierungsrälhe Baron P a s c o t i n i - I u r i s k o v i ö
und von Wurzbach mit den Herren Beamten der
Landesregierung, fämmtlich in Uniform, der Herr
Landeshauptmann Graf T h n r n mit den Landes«
ausschuss-Mitgliedern kaiserl. Rath I . M u r n i k ,
Deschmanu u n d D e t e l a und zahlreichen Landtags-
abgeordneten, darunter Baron A p f a l l r e r n , Pro-
fessor Ouk l j e , Dr. P a p e z , Vicebürgermeister F o r -
t u n a mit den G»meinderäthen, Magistralsräthen
P e r o n a und V o n ? i n a und Beamten, sodann zahl-
reiche Vertreter der k. k. Civilbehörden, darunter die
Oberlandesgerichtsräthe Kapre tz und Porsche, die
Landesgerichtsräthe von Z h u b e r und C eh, Ober-
finanzrath D i m i t z . Finanz, ath Lusch a " . SN'«"-
Obernspector I a g o d i c ,
und Notarialskam.ner, der Präsident d " V"^d « « d
Gewerbelammer Herr I . K u s a r und der Viceprasl-
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dent H?rr I . H o r a l und zahlreiche Kammerrälhe, drr
Präsident der Sparaisse Herr D r e o , Vertreter der
evangelischen Gemeinde, Herr Pfarrer K n i e s z n e r
und Herr Gustav F ischer u. s. w., u. s. w.

Es kamen ferner die WW. EE. barmhelziqrn
Schwestern, dann Leidtragende vom Geburtsorte des
Verblichenen, die Damen des Vereines der christlichen
Liebe vom hl. Vincenz von Paul und sehr zahlreiche
andere Leidtragende.

I n allen Gassen und auf allen Plätzen. die der
Leichenzug passierte, bildeten außerdem Tausende und
Tausende der Bewohnerschaft in weihevollster St^n»
mung Spalier; die Ordnung, welche die Sicherheits«
wache und die Feuerwehr aufrecht erhielten, war überall
eine musterhafte.

Inzwischen hatten sich im Dome zu St. Nikolaus
Se. Excellenz der Herr F M L . und Truppend'visionär
Ritter von M ü l l e r , der Herr G M . und Brigadier
G r o l l e r von M i l d e n s e r , die Herren Oberst«
F u x und L u d w i g , die Herren Oberstlieutenants von
Re i t z , vor, H a y d e g g , N'tter von S t a n d c i s t y .
Major Schern e r l , weiters noch mehrere Stabs'
und Oberossiciere der Garnison und des Ruhestandes
eingefunden, um der feierlichen Beisetzung des verewigten
Fürstbischofs beizuwohnen.

Unter den Vertretern des Adels, die zum Theil
dem Zage folgten, zum Theil in der Kirche denselben
erwalleten, sah man auch die Herren Graf Alfons
A u e r s p e r g , Baron Rudolf A v f a l t r e r n , Baron
S o m a r u g a aus Görz u. a.m., in dem gedrängt
Vollen Schiffe des Domes, auf den Musikchöien und
in den Oratorien waren fehr viele Damen der Gesell-
schaft anwesend.

Um 10 Uhr langte der Leichenzug wieder in der
Kirche an. und es las nun, nachdem der Sarg auf
dem dafür hergerichteten Katafalk niedergestellt worden,
der hochw. Herr Erzbischof von Görz, Dr . Z o r n , die
heil. Messe für den Verstorbenen. Der Domchor unter
Leitung des Dom-Musikdüectors Herrn F o erster
brachte hiebei das Requiem von C. S a n t n e r zur
Ausführung. Bei der Absolution sangen die Alumnen
Ant'fonen von Dr. Fr. W i t t und das Chorale I^idoia.

Es bestieg sodann Se. Excellenz der hochw, Herr
Fürstbischof vo>, Marburg. Dr. Max S t e p i s c h n e g g ,
dir Kanzel und h,elt in deutscher Sprache dieLeichen <
rede auf den Dahingeschiedenen.

Se. Excellenz, an welche am Vorabende der
Leichenfeier die Einladung hiezu ergangen war, gaben
ein ebenso lebendiges als treues B>lo von dem segens»
reichen Wirken des ausgezeichneten Knchensursten Dr.
P o g a ö a r und brachten die Worte der Schrift: „Selig
sind, di? im Herrn sterben, denn sie ruhen aus von
ihien Mühen und ihre Werke folgen ihnen nach" auf
den Lebenslauf des Verblichenen in ergreifendster Weife
zur Anwendung, so dass man in den Augen zahlreicher
Andächtiger Thränen tiefster Rührung erblickte.

Nach Beendigung der weiteren riluellen Gebete
und Gesänge erfolge Punkt 12 Uhr die Beischnng des
Leichnams in die Gruft unter der dem aUrrhe,lasten
Erlöser gewidmeten Kapelle, in welcher auch der selige
Fürstbischof Anton Alois Wolf ruht.

Während der Neis'tzui'g sangen die Alumnen deL
fürstb. Seminars das Veati murtui von F. Mendels-
sohn - Vartholdi und das OauüculN LenLdiows w
lklLodol'ciano.

Auch in der Kirche hatte eine Abtheilung der
Feuerwehr unter Commando der Herren Achtschin
und G a l l 6 im Vereine mit der Slcherheitswache die
schönste Ordnung aufrechterhalten.

Das ganze Arrangement des Leichenzuges hatte
mit gewohnter Präcision und Accurateste Herr Ge-
meinderath F. D o b e r l e t geleitet.

Se. Exc. der hochwürdigfte Herr Fürstbischof von
Marburg. Dr. Max. S tev ' i s chn e g g, trugen bei der
Leichenf^ierlichkeit da« von Sr. Majestät dem K a i s e r
anlässlich der vorjährigen Jubelfeier zum Geschenke
erhaltene kostbare Pectorale.

Die hochwürdigsten Herren Erzbischof Dr . Z o r n
von Görz, Se. Exc. Fürstbischof Dr. Max. S t e p l s c h -
negg von Marburg und Bischof Msgr. G l a v i n a
von Trieft sind gestern nachmittags wieder in ihre
Residenzen zurückgelehrt.
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Der hochwürdigste Bischof von Trieft, Msgr.
G l a v i n a , hat gestern früh '/^8 Uhr in der Kapelle
des fürstbischöflichen Seminms eine Twuermesse für
den verstorbenen Fülstblschof D r . P og a c a r gelesen,
wobei die Alumnen sangen und sodann von dem hoch«
würdigsten Hr r rn Vlschofe sür ihren schönen Gesang
belobt wurden. ^ —C8.

— ( V e r e i n der A e r z t e i n K r a i n . ) I n Gegen»
Wart von zwölf Mitgliedern und zwei Gästen fand am
23. Jänner die Monatösihung statt. Nach Verlesung und
Genehmigung des letzten Sitznngsftrotokolles theilte Ob.
mann D r . S c h i f f e r den Veitr i t t zum Vereine von
Seite des Negmleiitsarzteö Dr , B a h n e r und die Ueber-
setzung des k. k. Lanoesthiercnztes Dr . S c h i n d l e r nach
Graz mit, letzteren beglückwünschend und zugleich oe<

zügllch des Verlustes dem Bedauern de» Vereins Aus-
druck gebend, und ward dem kais. Rathe Dr . E i s l der
Dank für mehrere der Vereinsbibliothek gespendete Werke
votiert. Ueber motivierten Antrag des Mitgliedes Dr .
G r e g o r i c ward das Abonnement auf die in Leipzig
erscheinende „Medicinische Bibliographie" einhellig be'
schlössen und alsdann znr Tagesordnung geschritten:

1 ) Negierungsrath D r . V a l e n t a demonstrierte
seinen patentierten, freigelenkigen Dampfapparat*, die
Anwesenden zum diesbezüglichen Gebrauche auffordernd.

2.) Zahnarzt P a i c h e l zeigte den Teljchow'schen
Beleuchtnngsapparat für Mundopcratwnen vor, welcher
allseitigen Beifall erhielt.

3.) Assistent Dr . G r e g o r , ö trug über die au der
Klinik des Prof. Valenta gemachten Erfahrungen inbetreff
der OlUIrLwi'iZlUW u w r i als Niehenveibessernoes Mi t te l
vor, und widerlegte die an dieser Methode in neuester Zeit
von einzelnen Autoren gemachten Vorwürfe, nämlich allzu
drastisch zu wilken und dadurch zu häufigen Erkran.-
kungeu im Wochenbette Veranlassung zu geben. — Der
Vortrag wird demnächst in einem Fachblatte erscheinen.
— Prof. V a l e n t a bemerkte dazu. dass ihm auch in
der Privatpraxis kein Todesfall infolge der Oatl i6t6-
riLLtio u te r i vorgekommen sei.

* Dessen Beschreibung wir im Feuilleton unseres Blattes
vom 22. Jänner d. I . mittheilten. Anm. d. Red.

Neueste Post.
M ü n c h e n , 28. Jänner. Se. Majestät der Kaiser

F r a n z J o s e p h dejeunierten ou lluniiw um 12 Uhr
bei dem Prinz?!, Leopold. Bei letzterem findet um 5 Uhr
ein Diner statt, zu welchem der österrelchisch'Ungarische
Gesanwe Bcnon B'lick nnd die anderen Mitglieder
der Gesandlschast mit ihren Gemahlinnen geladen sind.
Abends 8 Uhr 20 Minuten erfolgt die Abreise Sr. Ma«
jestät des Kaisers.

O r i g i n a l - T e l e g r a m m der „ L a i b . Z e i t u n g."
München, 28. Jänner. Der Kaiser von Oester-

reich ist um 8 Uhr 20 Minuten abends abgereist. Ans
dem Bahnhöfe waren Prinzessin Gisela, Herzog Lud-
w ig , der Polizeidireclor und der österreichisch? Ge<
sandte anwesend. Nachmittags besuchle der Kaiser das
Atelier des Schlachtenmalers Adam. Die baierischen
Prinzen machten ihre Abschiedsbesuche in österreichischer
Uniform.

W i e n , 28. Jänner. I m Abgeo rdne tenhause
wurde heute, nachdem uoch der Abgeordnete Hausner
für die motivierte Tagesordnung gesprochen, der Antrag
auf Schluss der Debatte über den Wurmbrand'schen
Sprachenantrag gestellt und angenommen. Zu General-
rednern wurden sür den Mmoritätsantrag Dr. von
Plener, für den Mujoritätsantrag Graf Czartmyskl
gewählt. Letzlerer wird e»st morgen zum Worte kommen.

W i e n , 28. Jänner. (Presse.) Von dem Mö'der
des Detectivs Vlöch ist auch nicht ein einziges Wort
herauszubringen, welches geeignet wäre, einen Anhalts-
Punkt zur EruieiUlig der Identität desselben zu liefern.
Wenn er aber auch mit seltener Standhaftigteit sich
weigert, seinen Namen, seinen Stand und seine Her«
tunst anzugeben, so äußert er sich dafür oft genug
über die That selbst. M i t brutalem Cynismus spricht
er von seinem Opfer, das er „scharf aufs Korn" ge-
nommen, uud sowohl für die mit seiner Vernehmung
beschäftigten Polizei-Organe wie für die Wachleute
hat er stets freche Schimpsworte in Vorrath. Gestern
benahm er sich so rabiat, dass ihm Ketten angelegt
werden mussten. Der Unbekannte gibt an, wie bereits
erwähnt, das Execulivorgan einer Partei zu sein, die
den Tod des Detectives Blöch beschlossen habe. Er sei
von der Partei designiert worden, den Mord zu voll«
führen, und er habe sich seines Auftrages entledigt.
Ueber die „Partei" und ihre Zwecke verweigert der
Mann ebenso wie über seinen Namen und Stand con-
sequent jede Auskunft.

Sämmtliche Detectives wurden mit der Photo-
graphie des Mörders versehen, und unablässig wird
recherchiert, wo der Unbekannte sich hier aufgehalten,
she er die Mordthat vollführt. Die Versendung der
Photographie an sämmtliche Behörden des I n - und
Auslandes wird hoffentlich Ausschluss über die Iden«
tität des Detectio-Mörders bringen. Aus dem Be-
nehmen des Unbekannten geht hervor, dass er schon
zu wirderholtenmalen mit den Gerichten zu thun ge-
habt haben muss.

W>e wir erfahren, wird gegenwärtig, da die Per.
sonsbeschreibung durch das bloß^ Wort kaum den ge-
wünschten Zweck herbeiführen dürfte, ein Holzschnitt
nach der gestern aufgenommenen Photographie vor.
bereitet, der in vielen taufenden Exemplaren verviel»
fältigt und an allen Orten des I n - und Anslandes
placatiert werden wird. Diesem Bilde wird das Er.
suchen beigefügt werden, der Polizei die nöthigen Aus«
tünfte zuzurmtteln.

Infolge der Anzeige eines Mädchens verfolgte die
Polizei seit Freitag die Spur eines jungen Mannes,
der auf dem Thawrle in der Nähe des Mörders ge-
sehen worden war und seither nicht mehr eruiert Wer-
den konnte. Heute mittags wurde dieser Busche —
er heißt Arnold Blüllmayer — auf dem Südbahnhofe

verhaftet, als er sich eben anschickte, mit zwei kleinen
Koffern in der Hand den Eisenbahnzug zu besteigen.

Mehrere Polizeibeamte erhielten auch im Laufe
des gestrigen Tages von anonymer Seite Drohbriefe
zugeschickt, in welchen ihnen mit dem Tode gedroht
wird. Auch an den Vezirksleiter von Floridsdorf, Ober-
conlmisscn Dr. Altenburger, ist ein solches Schreiben
gelaugt. An der Kopfseite des Briefes war ein Todten-
topf gezeichnet.

Handel und Volkswirtschaftliches.
Laibach, 2«, Jänner. Aus dem heutigen Marlte sind

erschienen: 8 Wagen mit Getreide, 6 Wagen mit heu und
Stroh und 24 Wagen mit Holz.

D u r c h f c h n i t t s - P r e i s e.
MIt"Vi?,.^ Mlt.» Aig,,-
n,ilr, n'l l^ N î7, fl.,tr.

Weizen Pr,Helwl!t, 7 80 8 3(5 Butter pr. Kilo . — 85 - > —
Korn „ 5 36 6—! Eier pr. Stück . . — g
Gerste ., 4 87 5 7? Milch pr. Liter . — 8
Hafer . 3! 5 A I« Rindfleisch pr. Kilo - 60
Halbfrucht . 6 67 Kalbfleisch . —56
Heiden , 5 36 5̂ 80̂  Schweinefleisch „ —52
Hirse „ 5 51 5 97 Schöpsenfleisch - 3 8
Kukuruz „ b 50 5 55 Hähndel pr. Stuck — 50 —
Erdäpfel 100 Kilo 2 86 Tauben „ - 18
Linsen pr, Hekwlit. 9 Heu 100 Kilo . . 2 23
Erbsen . 9 Stroh „ . . 2 5
Fisolen . 10 Holz, hartes, pr.
Rindsschmalz Kilo — 94 Klafter 7 30 — -
Schweineschmalz , — 86 — welches, . 4 70
Speck, frisch , - 60 Wein. roth,. 100Lit. 24 —

— aeräuchcrt „ — 74 — wcihcr . 20 —

Theater.
H e u t e (gerader Tag) zum fünfzehntenmale: T i e r V e t t e l -
s t u d e n t . Operette in 3 Acten von F. Zell und R. Gcnee.

Mus i l von Carl Millö'cker.

Lottoziehungen vom 26. Jänner:
W i e n : 66 3 59 17 38.
G r a z : 35 83 40 71 5.

Lottoziehung vom 23. Jänner:
P r a g : 30 16 90 38 77.

Meteorologische Beobachtungen in Laibach.

^ H ^ I ^ ' ft W
?U.Mg. 728.61 4 - 0 . 2 ' windstill Nebel

28. 2 „ N. 726,42 ^- 2.6 SW. schwach bewölkt 0 00
9 ., Ab. 732.13 — 2.4 windstill Nebel

Morgens und abends Nebel, nachmittags Sonnenschein,
Aufheiterung. Abendroth. Das Tagesmittcl der Temperatur
- j - 0,1°, um 1,4« über dem Normale.

Verantwortlicher Redacteur: P. v. RadicS.

E i n g e s e n d e t .

Schwarz« und weißseidener Atlas 75 kr.
per M e t e r bis fl, 9.90 fin je 18 verschiedenen Qualitäten)
versendet in einzelnen Noben und ganze» Stücken zollfrei ins
Haus das Sridcnfabrils-Depot von G. Heuneberg (lön, Hof-
lieferant) in Zürich. Muster umgehend. Briefe nach der Schweiz
losten 10 tr. Porto.

(Eingesendet.)

Wichtige Mittheilung.
Durch Urtheil des Bürgermeisteramtes Brunn vom 4ten

Juni 1883 ist das dortige Haus I . N, Waegner H S o h n
zu einer Geldstrafe von 25 fl. wegen unberechtigter Nachahmung
der gesetzlich geschützten Marken der 8o« iü tö anon^mo äo
1«, ä iZU I l o r i a äo In I,iszuour L ö l l ü ä i e t i u o äo 1'»d-
di l^o äo I?«Lamii (Frankreich) verurthcilt worden. Ferner wur-
den durch Urtheil vom 16. und 23. Juni vom Bürgcrmcister-
llmte Wien verurtheilt: Frau Margarctha Schmidt und Herr
Jakob Ho f fmann , beide in Wien wohnhaft, wegen Verlaufes,
der Nachahmung und wegen der Nachahmung der gesetzlich
geschützten Marlen der 8oo iö tü a u o i ^ i n « äo la ä i s N I -
l u l l » äu l a I . i . i uuu l L6nöäi«t , i i i s äo I ' ^b l ia^u äo
^üo l lmp (Franlreich), erstere zu einer Geldstrafe von 25 fl.,
letzterer zu 50 fl, (446)

Unser Änchhaudlungsdimer A n t o n Kraskov ic wurde
aus cigrncö Ansuchen seines Dienstes enthoben, um zu seiner
^ » « " ^ ' " " ""lh Graz reisen zu lönm'n, uud au seiner Statt
^ H U i p p V«.ß^». aufgenommen. Wir empfehlen Letzteren dein
Vertrauen der p. l. Abonnenten.

(471) Kleinnmyr A Bam borg.

> Danksagung. »
W Die uns schon während der Krankheit wie bei W
W m ! Hinscheiden des inniqstgelicbtcn Gatten, bez. W
« Katers, Stiefvaters und Bruders, Herrn W

> Wann Mullei >
W zugekommenen herzlichen Bcileidsbeweise verpflichten W
« uns zum aufrichtigsten, besten Danl, welchen wir W
^ hiermit zum Ausdruck bringen. W

W Die trauernden Hinterbliebenen. ^
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( " 0 - 3 ) Knnzlift.aftelle. Nr. 407.

kl, ^ e i dem k, f, Bezirksgerichte NcumarltI ist
itt«« . .^'^"'stelle mit den Vezügen der eilften
t"anüsclasse in Erledigung gekommen.
«>..» ^ Vewcrbcr um diese oder cvcnturll
° ^ ° ^ ^ " '" ^lledi^ulll, kommende Bezirks»
leaÄ ^ " ^ l t c n s t c l l e haben ihre «chörig be-
N " . Gesuche. ,n wclchcu iusbrsouderc die
A>llh,gung zur Grundbuchsführung und die
! e i l ' , ' n " ' ^ " beiden Landessprachen nachzu-
"«len ,st, im vorschriftsmäßigen Wege
.. b is 20, F e b r u a r 1884
yleramts einzubringen.

Anspruchsbercchtisste Militärbewerber wer«
c>en auf die Bestimmungen des Gesetzes vom
19. April 1872. Nr. 6«, und die Ministerial'
A h n u n g vom 12. J u l i 1872. Nr. 98
!«. (i). Vl., gewiesen,

Aaibach am 20. Jänner 1884.
. K. k. Landcsgerichts-Präsidium.

(460) ^unämaHlln«. Nr 78
dn,^. °" l' k. Kreis- als Handelssserichte Nu-
ooisswert wird bekannt gegeben, dass dcr Herr
^andespräsident für Kram die Amtsblätter der
Diener" nnd der ..Laibachcr Zcituna". dann
°°s Tricstcr Tagblattt" für die im Jahre
^»«4 zu erlassenden Vekanntmachungen dcr
"ntragungcn in das diesgerichtlichc Handels»
M'stcr und das Amtsblatt der „Laibachcr
^ettllng" fin> die im Jahre 1884 bekannt zu
machenden Eintragungen in das diesgerichtlichc
Elster sür Erwerbs« und Wirlschastsgcnosscn.
'Haften bestimmt hat.

Nudolsswert am 22. Jänner 1684.

(437—3) Kuneur»«u»sckreibun8. Nr. 251
Bei der l, k. Bergdirection in Idr ia ist die

Stelle des ersten, eventuell die Stelle des zwei»
ten Vcrgarztes gegen Bestallung und gegen
beiden Theilen freistehende halbjährige Kiindi»
gung ohne Anspruch auf eine Pension oder
sonstige Vcrsorgungsgebür sür den Vergarzt
oder seine Familienglieder zu besetzen.

M i t der Stelle des ersten Äcrgarztcs ist
eine Bestallung von jährlich 1200 fl., mit jener
des zweiten Bergarztcs eine Bestallung von
jährlich 1000 f l . . und mit jeder der beiden
Stellen ein jährliches Reisepauschale von jähr-
lich 150 ft. und der Genuss einer freien Woh-
nung verbunden.

Die näheren Bedingungen zur Ausnahme
und die Dienstleistungen und Obliegenheiten
dcr Bergärzte sind aus dem abzuschließenden
Bcstallungsvcrtraqe zu entnehmen, welcher bei
der gefertigten Direction eingesehen werden
kann, odcr über Ersuchen den Bewerbern in
Abschrift mitgetheilt wird.

Die mit einem 50 lr»Stempel versehenen
Gefuche um die ersten, eventuell um die zweite
Ncrgarztcnstelle sind unter Nachweisung des
Alters. Gesundheitszustandes, des bisheri»
gen ärztlichen Wirkens und dcr Kenntnis
der deutschen und slovcnischen oder einer ver»
wandten slavischen Sprache, sowie dass dcr
Vcwcrbcr Doctor dcr Medicin und Chirurgie,
Magister dcr Geburtshilfe und erfahrener Opo
rateur ist,

b i n n e n d r e i Wochen
bei der gefertigten l. t. Bergdircction einzu-
brmgcn.

Der Concurstermin gilt vom Tage dcr
ersten Einschaltung in der „Wiener Zeitung."

K. t, Vergdlrection Idr ia, am 24. Jänner
1884.

(473-1) Leürerftelle. Nr. 49.
An der zwcillassigen Volksschule in Treffen

ist die zweite Lchrerstelle mit dem Jahres»
gehalte von 400 fl, in Erledigung gekommen.

Bewerber um diesen Posten haben ihre
gehörig documentierten Gesuche im vorgeschrie-
bencn Wege

b i s 10. k. M t s .

anher zu überreichen.
K. l. Bezirksschulrath Rudolsswert. am

24. Jänner 1884.
Dcr l. l. Bezirlshaufttmann als Vorsitzender:

Ekel m. p.

(466-1) Hunämllckuny. Nr. 615.
Vom k. l. Bezirksgerichte Nasscnsuß wird

belannt gemacht, dass zum Zwecke dcr

Anlegung eines neuen Grundbuches für
die Catastralgemeinde Telöe

die Erhebungen im Sinne des Gesetzes vom
25. März 1874 aus den

1 1 . F e b r u a r l. I . .

vormittags 9 Uhr und die folgenden Tage in
der Gerichtskauzlei mit dem Beifügen angeort».
net werden, dass bei denselben alle Personen,
welche an der Ermittlung dcr Bcsitzverhältnissc

ein rechtliches Interesse haben, erscheinen und
alles zur Ausklärung sowie zur Wahrung ihrer
Rechte Geeignete vorbringen können.

K. l. Bezirksgericht Nassenfuß, am 26sten
Jänner 1884.

(467-1) Hunämllckung. Nr. 614.
Vom k. t. Bezirksgerichte Nassenfuß wird

bekannt gemacht, dass dic auf Grundlage der
zum Behufe der
Anlegung eines neuen Grnndbuches f l i r

die Catastralgemcinde Kersinwerch
gepflogenen Erhebungen verfassten Nesikbogen
nebst den berichtigten Verzeichnissen der Liegen»
schaftcn, den Mappencopien und den Erhebuugs«
Protokollen dnrch 14 Tage. vom Tage der ersten
Einschaltung dieser Kundmachung an, zu jeder-
manns Einsicht in der diesgerichtlichcn Amts«
lanzlei aufliegen.

Für den Fall, als Einwendungen gegen
die Nichtigkeit dieser Acsitzbogen erhoben wer»
den sollten, wird zur Vornahme weiterer Er»
Hebungen der Tag auf den

14, F e b r u a r 1 8 8 4
vorläufig in der Gerichtskanzlci bestimmt.

Zugleich wird den Interessenten bekannt
gegeben, dass die Ucbertragnng dcr nach § 116
des allg. Grundbuchsgesetzes amurtisierbaren
Privatsorderungen in die neuen Grundbuchs-
einlagen unterbleiben kann, wenn der Vcrpflich»
tcte noch vor der Verfassung dieser Einlagen
darum ansucht.

K. l. Bezirksgericht Nassenfuß , am 26sten
Jänner 1884.

Ü n z e i g e b l a l l .
K Salycil-Mundwasser g
S yhält don Wohlgoruch doa Atlioma und S
ffi ^ 1 0 Zähne gesund, stärkt das Zahnfleisch K
J*j jlnc* ifit das bosto Prüsorvativmittol gegon in
C} ^n°chonfrass und allo Zahn-, Mund- und ß!
&j t^lskrankhoiton. — 1 Flasche 40 kr., ßj
ßj 1 U Haschen Q. 3,50. 3
C{ Apotheke Piccoli, 3
Kj •^«.S.'taatclx, •WloaerotrasB«. pH
n| Aufträgo wordon utngohond per Post ffl
V\^effon Nachnahme offoctuiort. (4501)24-14 jfl

^6ö—1) Štev. 3960.
Oklic izvršilne

zettujiščine dražbe.
, . C. kr. okrajna sodnija v Senožečah

QaJe na znanje:
Na prošnjo Henrika Fentlerja (po

r. Devu v Postojini) dovoljujo se
«vrsilna dražba zakonskih Luke in
^ane Pavločičevega iz Gorič h. št. G,
S J 0 n a 1 7 b 0 g°ld> ^njenega zem-
Jifcca urbarska številka 33 in 33/i
^edjamske grajš&ine.
du« • t o d°ločujejo se trije dražbeniu n evi, prvi na dan

^ r e t j i n a ^ m a r C a

v „ f l , , IC. apr i la 1884,
BaK>krat od 11. do 12. ure pvedpolu-

dnempritem sodišči s pristavkom, da se
bode to zemljišče pri prvein in drugera
roku le za ali čez cenitveno vrednost,
pri tretjem roku pa tudi pod to vred-
nostjo oddalo.

Dražbeni pogoji, vsled katerib je
posebuo vsak pouudnik dolžan pred
ponudbo lOproc. varšcine v roke
dražbenega komisarja položiti, cenit-
veni zapisnik in zemljeknjižni izpisek
ležč v registraturi na ogled.

C. kr. okrajua sodnija v Senožečah
dnč 25. decembra 1883.

(138—7) Štev. 7065.
Oklic izvršilne

zemljišeine dražbe.
C. kr. okrajna sodnija v Črnomlji

daje na znanje:
Na prošnjo Ivan Batola (po notarju

A. Kupljenu) dovoljuje se izvršilna
dražba Jure Šutejevega, sodnjo na
439 gld. cenjenega zemljisüa (polo-
vico) torn. IV, rektf. St. 272, fol. 12
pod grajščino Poljansko v Sodevcih.

Za to določujejo se trije dražbeni
dnevi, prvi na dan

1 5. februvarja,
drugi na dan

14. marca
in tretji na dan

18. apr i l a 1884,
vsakikrat od 11, do 12. ure dopolu-

dne, pri tera sodišči s pristavkom, da
se bode to zemljišfce pri prvem in dru-
gem roku le za ali čez cenitveno vred-
nost, pri tretjem roku pa tudi pod to
vrednostjo oddalo.

Dražbeni pogoji, vsled katerib je
posebno vsak ponudnik dolžan, pred
ponudbo lOproc. varščine v roke draž-
benega komisarja položiti, cenitveni
zapisnik in zemljeknjižni izpisek Iež6
V registraturi na ogled.

C. kr. okrajna sodnija v Örnomlji
dn6 12. novembra 1883.

(363—1) Nr. 6116.

Executive
Realitäten-Versteigerung.

Vom k. k. Bezirksgerichte Landstraß
wird bekannt gemacht:

Es sei über Ansuchen der Maria
Veöloviö (durch Dr. Mencinger in Vurk»
feld) die executive Versteigerung der dem
Jakob Lazansti von Läse gehörigen, ge.
richtlich auf 1010 fl. geschätzten Ncilität
8ud Urb,-Nr. 95 aä Herrschaft Mokriz
bewilliget und hiezu drei Feilbietungs«
Tagsatzungen, und zwar die erste auf den

20. F e b r u a r ,
die zweite auf den

17. M ä r z
und die dritte auf den

23. A p r i l 1884,
jedesmal vormittags von 11 bis 12 Uhr.

Hiergerichts mit dem Anhange angeordnet
worden, dass die Pfandrealität bei der
ersten und zweiten Frilbietung nur um
oder über dem Schätzungswert, bei der
dritten aber auch unter demselben hiutan-
grgeben werden wird.

Die Licitationsbedingnisse, wornach
insbesondere jeder Licitant vor gemachtem
Anbote ein 10proc. Vadium zu Handen
der Licitationscommission zu erlegen hat,
sowie das Schätzungsprotokoll und der
Grundbuchsextract können in der dies<
gerichtlichen Registratur eingesehen werden.

K. k. Bezirksgericht Landstraß, am
10. Dezember 1883.

(249-3) Nr. 10127.

Executive
Realitäten-Versteigerung.

Ueber Ansuchen des Mathias Maru-
siö von BreMo ist die exec. Versteigerung
der der Maria Gorenc von Brezovo
gehörigen, gerichtlich auf 2270 st. geschätz-
ten Realität Urb. Nr. 62 aä Gut Arch
bewilliget und hiezll drei Feilbietungs'
Tagsatzungen, und zwar auf den

13. F e b r u a r ,
15. M ä r z und
16. A p r i l 1884,

jedesmal vormittags von 10 bis 12 Uhr,
hic-rgeriÄM angeordnet worde».

K. k. Bezirksgericht Gurlfeld, am Sten
Dezember 1S93.


